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TAG 
Immobilien  AG 

Allgemeine Bestimmungen 

§1 

Firma, Sitz, Dauer und Geschäftsjahr 

(1) Die  Gesellschaft führt  die  Firma 

TAG  Immobilien  AG 

(2) Sie hat ihren Sitz  in  Hamburg. 

(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

§2 

Gegenstand  des  Unternehmens 

(1) Gegenstand  des  Unternehmens sind  der  Erwerb,  die  Veräußerung und  die  Verwaltung 

von in-  und ausländischen Immobilien,  der  Erwerb,  die  Veräußerung und  die  Verwaltung 

von  Beteiligungen einschließlich  der  Beteiligung  an  Immobilienfonds sowie  die  Vor-

nahme aller sonstigen hiermit zusammenhängenden Geschäfte. 

(2) Die  Gesellschaft ist im Übrigen befugt, alle Geschäfte vorzunehmen,  die  geeignet er-

scheinen,  den  Gesellschaftszweck mittelbar oder unmittelbar zu fördern. Sie darf insbe-

sondere auch Unternehmen mit gleichem oder anderem Geschäftszweck gründen sowie 

Zweigniederlassungen im  In-  und Ausland errichten. Sie kann ihren Betrieb ganz oder 

teilweise veräußern, oder auf andere Unternehmen übertragen. 

4297414 
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§  3 

Bekanntmachung 

(1) Die  Bekanntmachung  der  Gesellschaft erfolgt durch Veröffentlichung im Bundesanzei-

ger (Gesellschaftsblatt), sofern das Gesetz nichts anderes bestimmt. 

(2) Informationen  an  Aktionäre können auch im Wege  der  Datenfernübertragung übermittelt 

werden. 

Grundkapital und Aktien 

§4 

Höhe und Einteilung  des  Grundkapitals 

(1) Das Grundkapital  der  Gesellschaft beträgt EUR  175.489.025,00. 

(2) Das Grundkapital ist eingeteilt  in 175.489.025  nennwertlose Stückaktien. 

(3) Die  Aktien lauten auf  den  Inhaber. 

(4) Die  Gesellschaft kann einzelne Aktien  in  Aktienurkunden zusammenfassen,  die  eine 

Mehrzahl  von  Aktien verbriefen (Sammelaktien).  Der  Anspruch  der  Aktionäre auf Ver-

briefung ihrer Anteile ist ausgeschlossen. 

(5) Der  Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital  der  Gesellschaft bis zum 

15. Mai 2026  mit Zustimmung  des  Aufsichtsrats gegen  Bar-  und/oder Sacheinlagen ein-

mal oder mehrmals, insgesamt höchstens um einen Betrag  von  EUR  35.000.000,00 

durch Ausgabe  von  bis zu  35.000.000  neuen, auf  den  Inhaber lautenden Stückaktien  der 

Gesellschaft zu erhöhen (Genehmigtes Kapital  2023). 

Die  neuen Aktien sind  den  Aktionären grundsätzlich zum Bezug anzubieten; sie können 

auch  von  einem oder mehreren Kreditinstitut(en) oder einem oder mehreren ihnen 

gleichgestellten Institut(en) mit  der  Verpflichtung übernommen werden, sie  den  Aktionä-

ren zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht).  Der  Vorstand ist jedoch ermäch-

tigt, mit Zustimmung  des  Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht  der  Aktionäre  in  fol-

genden Fällen auszuschließen: 
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a) soweit  dies  zum Ausgleich  von  Spitzenbeträgen erforderlich ist; 

b) soweit  dies  erforderlich ist, um im Falle eines  an  alle Aktionäre gerichteten Angebots 

oder bei einer Kapitalerhöhung mit Bezugsrecht  den  Inhabern  von Options-  oder 

Wandelschuldverschreibungen  der  Gesellschaft oder einer Konzerngesellschaft  in 

dem Umfang Aktien zu gewähren,  in  dem diese Inhaber nach Ausübung  des  Options-

oder Wandlungsrechts oder  der  Erfüllung  der  entsprechenden Pflicht ein Bezugsrecht 

auf Aktien  der  Gesellschaft hätten; 

c) um  in  geeigneten Einzelfällen Immobilien, lmmobilienportfolios, Unternehmen, Unter-

nehmensteile oder Beteiligungen  an  Unternehmen oder sonstige Wirtschaftsgüter 

(auch Forderungen gegen  die  Gesellschaft) gegen Ausgabe  von  Aktien zu erwerben 

(Kapitalerhöhung gegen Sacheinlage); 

d) soweit  die  Ausgabe  der  neuen Aktien gegen Bareinlage erfolgt,  der  auf  die  neuen 

Aktien, für  die  das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, entfallende Betrag  des  Grund-

kapitals sowohl im Zeitpunkt  des  Wirksamwerdens als auch im Zeitpunkt  der  Aus-

übung  der  Ermächtigung insgesamt zehn vom Hundert  des  Grundkapitals nicht über-

steigt, und  der  Ausgabebetrag  der  neuen Aktien  den  Börsenpreis  der  Aktien  der  Ge-

sellschaft gleicher Ausstattung nicht wesentlich im Sinne  der  §§  203  Abs.  1  und  2, 

186  Abs.  3  Satz  4  AktG unterschreitet. Auf  die  Begrenzung  von  zehn vom Hundert 

des  Grundkapitals ist derjenige anteilige Betrag  des  Grundkapitals anzurechnen,  der 

auf Aktien entfällt,  die  seit dem  16. Mai 2023 in  unmittelbarer, sinngemäßer oder ent-

sprechender Anwendung  von  §  186  Abs.  3  Satz  4  AktG unter Ausschluss  des  Be-

zugsrechts ausgegeben oder veräußert werden. Auf  die  Begrenzung  von  zehn vom 

Hundert  des  Grundkapitals ist ferner derjenige anteilige Betrag  des  Grundkapitals an-

zurechnen,  der  auf Aktien entfällt,  die  zur Erfüllung  von  Verpflichtungen aus Wandel-

und/oder Optionsschuldverschreibungen, welche seit dem  16. Mai 2023  unter Aus-

schluss  des  Bezugsrechts  der  Aktionäre gemäß §§  221  Abs.  4  Satz  2, 186  Abs.  3 

Satz  4  AktG ausgegeben werden, auszugeben sind. 

Der  anteilige Betrag  des  Grundkapitals,  der  auf  die  neuen Aktien entfällt, für  die  das 

Bezugsrecht nach  den  vorstehenden Absätzen  (a)  bis  (d)  ausgeschlossen wird, darf so-

wohl im Zeitpunkt  des  Wirksamwerdens als auch im Zeitpunkt  der  Ausübung  der  Er-

mächtigung insgesamt  10  %  des  Grundkapitals nicht übersteigen. Auf  die  vorstehend 

genannte  10  %-Grenze werden angerechnet: 

(i) eigene Aktien,  die  seit dem  16. Mai 2023  unter Ausschluss  des  Bezugsrechts ver-

äußert werden, soweit sie nicht zur Bedienung  von  Ansprüchen  von  Vorstandsmit-

 

gliedern und/oder Mitarbeitern aus Mitarbeiterbeteiligungsprogrammen dienen; 
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(ii) neue Aktien,  die  zur Erfüllung  von  Verpflichtungen aus Wandel- und/oder Options-

schuldverschreibungen, welche seit dem  16. Mai 2023  unter Ausschluss  des  Be-

zugsrechts ausgegeben werden, auszugeben sind; sowie 

(iii) neue Aktien,  die  seit dem  16. Mai 2023  unter Ausschluss  des  Bezugsrechts auf  der 

Grundlage eines genehmigten Kapitals ausgegeben werden. 

Über  die  Ausgabe  der  neuen Aktien,  den  Inhalt  der  Aktienrechte und  die  Bedingungen 

der  Aktienausgabe entscheidet im Übrigen  der  Vorstand mit Zustimmung  des  Aufsichts-

rats. 

Der  Aufsichtsrat ist ermächtigt,  die  Fassung  der  Satzung entsprechend dem Umfang  der 

Kapitalerhöhung aus dem genehmigten Kapital anzupassen. 

(6) Das Grundkapital  der  Gesellschaft ist um  bis  zu EUR  35.000.000,00  durch Ausgabe  von 

bis  zu  35.000.000  neuen, auf  den  Inhaber lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Be-

dingtes Kapital  2023). Die  bedingte Kapitalerhöhung dient  der  Gewährung  von  Aktien 

an die  Inhaber  von  Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen,  die  gemäß  den 

Ermächtigungen  der  Hauptversammlungen vom  23. Mai 2018  oder vom  16. Mai 2023 

von der  Gesellschaft oder durch eine unmittelbare oder mittelbare Beteiligungsgesell-

schaft  der  Gesellschaft begeben werden.  Die  Ausgabe  der  neuen Aktien erfolgt jeweils 

zu dem gemäß  den  vorbezeichneten Ermächtigungsbeschlüssen festzulegenden Wand-

lungs- bzw. Optionspreis.  Die  bedingte Kapitalerhöhung ist nur insoweit durchzuführen, 

wie  von  Wandlungs- bzw. Optionsrechten Gebrauch gemacht wird oder entsprechende 

Pflichten zu erfüllen sind  und  soweit nicht andere Erfüllungsformen zur Bedienung ein-

gesetzt werden.  Die  neuen Aktien nehmen vom Beginn  des  Geschäftsjahres,  in  dem sie 

entstehen,  am  Gewinn teil; abweichend hiervon nehmen  die  neuen Aktien  von  Beginn 

des  dem Entstehungs-Geschäftsjahr vorhergehenden Geschäftsjahrs  an am  Gewinn 

teil, falls  die  Hauptversammlung im Zeitpunkt  der  Entstehung  der  neuen Aktien  über  die 

Verwendung  des  Bilanzgewinns  des  dem Entstehungs-Geschäftsjahr vorhergehenden 

Geschäftsjahres noch keinen Beschluss gefasst hat.  Der  Vorstand ist ermächtigt,  die 

weiteren Einzelheiten  der  Durchführung  der  bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. 

(7) Bei Kapitalerhöhungen kann  die  Gewinnbeteiligung abweichend  von  §  60  Abs.  2  AktG 

bestimmt werden. 
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Der  Vorstand 

§5 

Zusammensetzung und Beschlussfassung 

(1) Der  Vorstand besteht aus einer oder mehreren Personen.  Es  können stellvertretende 

Vorstandsmitglieder bestellt werden. 

(2) Der  Aufsichtsrat bestellt  die  Vorstandsmitglieder und bestimmt ihre Zahl.  Der  Aufsichts-

rat kann einen Vorsitzenden  des  Vorstands und einen oder mehrere stellvertretende 

Vorsitzende  des  Vorstands ernennen. 

(3) Die  Beschlüsse  des  Vorstands werden mit einfacher Stimmenmehrheit  der an der  Be-

schlussfassung teilnehmenden Mitglieder  des  Vorstands gefasst. Bei Stimmengleichheit 

gibt  die  Stimme  des  Vorsitzenden  den  Ausschlag. 

(4) Der  Aufsichtsrat hat eine Geschäftsordnung für  den  Vorstand zu erlassen. 

§6 

Geschäftsführung und Vertretung  der  Gesellschaft 

(1) Die  Mitglieder  des  Vorstandes haben  die  Geschäfte  der  Gesellschaft nach Maßgabe  der 

Gesetze,  der  Satzung,  der  Geschäftsordnung für  den  Vorstand und  des  Geschäftsver-

teilungsplans zu führen. 

(2) Ist nur ein Vorstandsmitglied bestellt, vertritt  es die  Gesellschaft allein. Wenn mehrere 

Vorstandsmitglieder bestellt sind, wird  die  Gesellschaft durch zwei Vorstandsmitglieder 

oder durch ein Vorstandsmitglied  in  Gemeinschaft mit einem Prokuristen vertreten.  Der 

Aufsichtsrat kann bestimmen, dass Vorstandsmitglieder einzelvertretungsbefugt sind. 

(3) Der  Aufsichtsrat kann  die  Mitglieder  des  Vorstands  von den  Beschränkungen  des  §  181 

Alternative 2  BGB befreien. 
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Iv. 

Der  Aufsichtsrat 

§7 

Zusammensetzung und Amtsdauer 

(1) Der  Aufsichtsrat besteht aus sechs Mitgliedern,  von  denen vier  von den  Aktionären und 

zwei  von den  Arbeitnehmern nach Maßgabe  des  Drittelbeteiligungsgesetzes gewählt 

werden. 

(2) Die  Mitglieder werden, sofern  die  Hauptversammlung keine kürzere Amtszeit beschließt, 

für  die  Zeit bis zur Beendigung  der  Hauptversammlung gewählt,  die  über  die  Entlastung 

für das zweite Geschäftsjahr nach dem Beginn  der  Amtszeit beschließt. Hierbei wird das 

Geschäftsjahr,  in  dem  die  Amtszeit beginnt, nicht mitgerechnet. 

(3) Für Aufsichtsratsmitglieder  der  Aktionäre können  von der  Hauptversammlung zugleich 

ein oder mehrere Ersatzmitglieder gewählt werden. Diese werden nach einer bei ihrer 

Wahl  festzulegenden Reihenfolge  an  Stelle  der  während ihrer Amtszeit ausscheidenden 

Aufsichtsratsmitglieder  der  Aktionäre für deren restliche Amtsdauer Mitglieder  des  Auf-

sichtsrats.  Die Wahl von  Ersatzmitgliedern für Aufsichtsratsmitglieder  der  Arbeitnehmer 

richtet sich nach dem Drittelbeteiligungsgesetz. 

(4) Tritt ein Ersatzmitglied  an die  Stelle  des  Ausgeschiedenen, so erlischt sein Amt, falls  in 

der  nächsten oder übernächsten Hauptversammlung nach Eintritt  des  Ersatzfalls eine 

Neuwahl für  den  Ausgeschiedenen stattfindet, mit Beendigung dieser Hauptversamm-

lung. 

Jedes Aufsichtsratsmitglied kann sein Amt unter Einhaltung einer Frist  von  einem Monat 

niederlegen.  Die  Niederlegung muss durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vor-

stand unter Benachrichtigung  des  Vorsitzenden  des  Aufsichtsrats erfolgen.  Der  Vorstand 

kann auf  die  Einhaltung  der  Frist verzichten. Das Recht zur Amtsniederlegung aus wich-

tigem Grund ohne Einhaltung einer Frist bleibt unberührt. 

(5) 
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§  8 

Vorsitzender, Stellvertreter, Geschäftsordnung 

(1) Der  Aufsichtsrat wählt für  die  Dauer seiner Amtszeit unter Vorsitz  des an  Lebensjahren 

ältesten Aufsichtsratsmitglieds  der  Aktionäre aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und 

mindestens einen Stellvertreter. 

(2) Scheidet  der  Vorsitzende oder ein Stellvertreter vor Ablauf  der  Amtszeit aus dem Amt 

aus, so hat  der  Aufsichtsrat für  die  restliche Amtszeit  des  Ausgeschiedenen eine Neu-

wahl vorzunehmen. 

(3) Stellvertreter haben  die  gesetzlichen und satzungsmäßigen Rechte und Pflichten  des 

Vorsitzenden  des  Aufsichtsrats, wenn dieser verhindert ist. Unter mehreren Stellvertre-

tern gilt  die  bei ihrer  Wahl  bestimmte Reihenfolge. 

(4) Der  Aufsichtsrat gibt sich im Rahmen  der  gesetzlichen Vorschriften und dieser Satzung 

eine Geschäftsordnung. 

§9 

Ausschüsse 

(1) Der  Aufsichtsrat richtet einen Prüfungs- und einen Personal- oder Nominierungsaus-

schuss ein. 

(2) Der  Aufsichtsrat kann aus seiner Mitte weitere Ausschüsse bestellen und ihnen Aufga-

ben im Rahmen  der  gesetzlichen Bestimmungen übertragen. 

(3) Die  Bestimmungen dieses  IV.  Abschnitts gelten sinngemäß für Ausschüsse, soweit de-

ren jeweilige Geschäftsordnung keine anderen Regelungen trifft. 

§10 

Satzunosänderung 

Dem Aufsichtsrat ist  die  Befugnis eingeräumt, Änderungen und Ergänzungen  der  Satzung zu 

beschließen,  die  nur  die  Fassung betreffen. 
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§  11 

Einberufung 

(1) Die  Sitzungen  des  Aufsichtsrats werden durch  den  Vorsitzenden  des  Aufsichtsrats, im 

Falle seiner Verhinderung durch seinen Stellvertreter,  mit  einer Frist  von 14  Tagen 

schriftlich, mündlich, fernmündlich, fernschriftlich, telegraphisch,  per  Telefax oder mittels 

elektronischer Medien (z.B. E-Mail) einberufen.  In  dringenden Fällen kann diese Frist 

angemessen verkürzt werden. Als Sitzung  des  Aufsichtsrats gelten  die  folgenden, vom 

Vorsitzenden  des  Aufsichtsrats bzw. seinem Stellvertreter zu bestimmenden Formen ih-

rer Durchführung: 

persönliche Anwesenheit  aller  Mitglieder; 

teilweise persönliche Anwesenheit  von  Mitgliedern  und  gleichzeitige Teilnahme  der 

nicht persönlich anwesenden Mitglieder mittels Telefon oder eines  Audio-  und/oder 

Videokonferenzsystems  (hybride  Sitzung); oder 

alle Mitglieder sind  in  einer Telefonkonferenz verbunden oder nutzen ein Audio-

und/oder Videokonferenzsystem ohne persönliche Anwesenheit  an  einem Ort  (vir-

tuelle  Sitzung). 

Der  Vorsitzende  des  Aufsichtsrats kann bestimmen, dass  die  Stimmabgabe  von  Mitglie-

dern,  die an  Sitzungen nicht teilnehmen können, durch schriftliche, mündliche, fern-

mündliche, fernschriftliche oder telegraphische Erklärung,  per  Telefax oder mittels elekt-

ronischer Medien (z.B. E-Mail) erfolgen kann (sog. kombinierte Beschlussfassung). Ein 

Widerspruchsrecht einzelner oder mehrerer Aufsichtsratsmitglieder gegen  die  vorge-

nannten Formen  der  Durchführung einer Sitzung oder  die  kombinierte Beschlussfassung 

besteht nicht. 

(2) Mit  der  Einberufung ist  die  Tagesordnung mitzuteilen. Ist eine Tagesordnung nicht ord-

 

nungsgemäß angekündigt worden, so darf hierüber nur beschlossen werden, wenn kein 

Aufsichtsratsmitglied widerspricht. Abwesenden Aufsichtsratsmitgliedern ist  in  einem 

solchen Fall Gelegenheit zu geben, binnen einer vom Vorsitzenden zu bestimmenden 

angemessenen Frist  der  Beschlussfassung zu widersprechen oder ihre Stimme schrift-

lich abzugeben.  Der  Beschluss wird erst wirksam, wenn  die  abwesenden Aufsichtsrats-

mitglieder innerhalb  der  Frist nicht widersprochen haben. 
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(3) Können Aufsichtsratsmitglieder  an  Sitzungen nicht teilnehmen, sind sie berechtigt, nicht 

dem Aufsichtsrat angehörige Personen  in  Textform zur Teilnahme zu ermächtigen. Die-

sen Personen steht kein eigenes Rede-, Antrags- und Stimmrecht  in den  Aufsichtsrats-

sitzungen zu. Sie übergeben lediglich als Bote  die  Stimmen sowie etwaige Anträge  der 

abwesenden Aufsichtsratsmitglieder. 

§12 

Beschlussfassung 

(1) Die  Beschlüsse werden  in der  Regel  in  Sitzungen gefasst. Außerhalb  von  Sitzungen 

können auf Anordnung  des  Vorsitzenden  des  Aufsichtsrats Beschlüsse auch schriftlich, 

mündlich, telegrafisch, fernschriftlich, fernmündlich,  per  Telefax oder mittels elektroni-

scher Medien (z.B. E-Mail) gefasst werden. Ein Widerspruchsrecht einzelner oder meh-

rerer Aufsichtsratsmitglieder gegen diese Formen  der  Beschlussfassung besteht nicht. 

(2) Der  Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens drei Mitglieder  an der  Beschluss-

 

fassung teilnehmen. Ein Mitglied nimmt auch dann  an der  Beschlussfassung teil, wenn 

es  sich  in der  Abstimmung  der  Stimme enthält. Abwesende Aufsichtsratsmitglieder kön-

nen  an  Abstimmungen  des  Aufsichtsrats dadurch teilnehmen, dass sie durch andere 

Aufsichtsratsmitglieder schriftliche Stimmabgaben überreichen lassen. 

Beschlüsse  des  Aufsichtsrats werden, soweit das Gesetz nicht zwingend etwas anderes 

bestimmt, mit einfacher Mehrheit  der  abgebenden Stimmen gefasst. Dabei gilt Stimm-

enthaltung nicht als Stimmabgabe. Bei Stimmengleichheit gibt  die  Stimme  des  Vorsit-

zenden  des  Aufsichtsrats  den  Ausschlag; das gilt auch bei Wahlen. Nimmt  der  Vorsit-

zende  des  Aufsichtsrats  an der  Abstimmung nicht teil, so gibt  die  Stimme  des  Stellver-

treters  den  Ausschlag. 

(4) Über  die  Verhandlungen und Beschlüsse  des  Aufsichtsrats sind Niederschriften anzu-

fertigen,  die  vom Vorsitzenden  der  Sitzung oder bei Abstimmung außerhalb  von  Sitzun-

gen vom Leiter  der  Abstimmung zu unterzeichnen sind. Ort und  Tag der  Sitzung,  die 

Teilnehmer,  die  Gegenstände  der  Tagesordnung,  der  wesentliche Inhalt  der  Verhand-

lungen und  die  Beschlüsse  des  Aufsichtsrats sind  in der  Niederschrift anzugeben. 

(5) Willenserklärungen  des  Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse werden namens  des  Auf-

 

sichtsrats durch  den  Vorsitzenden oder seinen Stellvertreter abgegeben. 

(3) 
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§  13 

Vergütung 

(1) Jedes Mitglied  des  Aufsichtsrats erhält für jedes Geschäftsjahr eine feste Vergütung  in 

Höhe  von  EUR  20.000,00. Der  Vorsitzende  des  Aufsichtsrats erhält für jedes Geschäfts-

jahr eine feste Vergütung  in  Höhe  von  EUR  175.000,00.  Sein Stellvertreter erhält das 

Eineinhalbfache  der  Vergütung aus Satz  1. 

(2) Aufsichtsratsmitglieder,  die  einem Ausschuss angehören, erhalten für ihre Ausschusstä-

tigkeit für jedes Geschäftsjahr eine weitere feste Vergütung  in  Höhe  von  EUR  5.000,00. 

Der  Vorsitzende eines Ausschusses erhält das Eineinhalbfache dieser weiteren festen 

Vergütung.  Der  Vorsitzende  des  Prüfungsausschusses erhält für jedes Geschäftsjahr als 

feste Vergütung einen Betrag  in  Höhe  von  EUR  75.000,00.  Mitglieder  des  Nominierungs-

/Personalausschusses sowie  der  Vorsitzende  des  Aufsichtsrates erhalten für ihre Aus-

schusstätigkeit keine weitere feste Vergütung, sondern für ihre jeweilige Teilnahme  an 

einer Präsenzsitzung  des  jeweiligen Ausschusses ein Sitzungsgeld  in  Höhe  von  jeweils 

EUR  500,00. 

(3) Die  Gesellschaft schließt für  die  Mitglieder  des  Aufsichtsrats eine angemessene Organ-

haftpflichtversicherung (D&O-Versicherung) ab und zahlt  die  Prämien hierfür. 

(4) Soweit  die  Voraussetzungen für  die  Gewährung einer Vergütung nur zeitanteilig vorlie-

gen, wird  die  jeweilige Vergütung zeitanteilig gewährt. 

(5) Den  Mitgliedern  des  Aufsichtsrats werden Auslagen,  die  mit  der  Aufsichtsratstätigkeit 

zusammenhängen, sowie  die  auf ihre jeweilige Vergütung entfallende Umsatzsteuer er-

stattet. 

V. 

Hauptversammlung 

§  14 

Ort und Einberufung 

(1) Die  Hauptversammlung findet  am  Sitz  der  Gesellschaft oder  am  Sitz einer deutschen 

Wertpapierbörse,  an  welcher  die  Aktien  der  Gesellschaft gehandelt werden, statt. 



(2) Die  Hauptversammlung wird durch  den  Vorstand oder  in den  gesetzlich vorgeschriebe-

nen Fällen durch  den  Aufsichtsrat einberufen. 

(3) Die  ordentliche Hauptversammlung findet innerhalb  der  ersten  8  Monate eines jeden 

Geschäftsjahres statt. 

(4) Die  Hauptversammlung ist, soweit gesetzlich keine kürzere Frist zulässig ist, mindestens 

dreißig Tage vor dem  Tag der  Hauptversammlung einzuberufen. Diese Einberufungsfrist 

verlängert sich um  die  Tage  der  Anmeldefrist (§  17  Absatz  1).  Bei  der  Berechnung  der 

Einberufungsfrist sind  der Tag der  Hauptversammlung und  der Tag der  Einberufung 

nicht mitzurechnen. 

(5) Der  Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass  die  Hauptversammlungen  der  Gesell-

schaft,  die  bis zum Ablauf  des 31.  August  2025  stattfinden, ohne physische Präsenz  der 

Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten  am  Ort  der  Hauptversammlung abgehalten wer-

den (virtuelle Hauptversammlung). 

§  15 

Teilnahme  an der  Hauptversammlung 

(1) Zur Teilnahme  an der  Hauptversammlung und zur Ausübung  des  Stimmrechts sind nur 

die  Aktionäre berechtigt,  die  sich vor  der  Hauptversammlung angemeldet und ihre Be-

rechtigung nachgewiesen haben. Hierfür reicht ein Nachweis  des  Anteilsbesitzes  in 

Textform  (§126b  BGB) durch  den  Letztintermediär gemäß §  67c  Abs.  3  AktG aus.  Der 

Nachweis über Aktien,  die  nicht  in  Urkunden verbrieft sind,  die  sich  in  Girosammelver-

wahrung befinden, kann auch  von der  Gesellschaft, einem Notar oder einem Kreditinsti-

tut innerhalb  der  Europäischen  Union  nach  der  dort erfolgten Einreichung  der  Aktien 

ausgestellt werden.  Der  Nachweis hat sich auf  den  Beginn  des 21.  Tages vor  der  Ver-

sammlung zu beziehen.  Die  Anmeldung und  der  Nachweis  der  Berechtigung müssen 

der  Gesellschaft unter  der in der  Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse  in  Textform 

mindestens sechs Tage vor  der  Hauptversammlung zugehen.  In der  Einberufung kann 

eine kürzere,  in  Tagen zu bemessende Frist vorgesehen werden, Bei  der  Berechnung 

der  Frist sind  der Tag der  Hauptversammlung und  der Tag des  Zugangs  der  Anmeldung 

und  des  Nachweises nicht mitzurechnen. 
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(2) Eine Hauptversammlung darf auszugsweise oder vollständig  in  Bild und  Ton  übertragen 

werden, sofern  der  Vorstand mit Zustimmung  des  Aufsichtsrats eine solche Übertragung 

beschließt.  Die  Übertragung kann auch  in  einer Form erfolgen, zu  der die  Öffentlichkeit 

Zugang hat.  Die  Form  der  Übertragung ist mit  der  Einladung bekannt zu machen. 

(3) Der  Vorstand kann vorsehen und Bestimmungen zu Umfang und zum Verfahren festle-

gen, dass  die  Aktionäre  an  einer Hauptversammlung auch ohne Anwesenheit  an  deren 

Ort und ohne einen Bevollmächtigten teilnehmen und sämtliche oder einzelne ihrer 

Rechte ganz oder teilweise im Wege elektronischer Kommunikation ausüben können. 

(4) Der  Vorstand kann vorsehen und Bestimmungen zu Umfang und zum Verfahren festle-

 

gen, dass Aktionäre im Falle einer Hauptversammlung ihre Stimmen, ohne  an der  Haupt-

versammlung teilzunehmen, schriftlich oder im Wege elektronischer Kommunikation ab-

geben dürfen (Briefwahl). 

Die  Mitglieder  des  Aufsichtsrats dürfen  in  Abstimmung mit dem Aufsichtsratsvorsitzen-

den oder dem Versammlungsleiter im Wege  der  Bild- und Tonübertragung  an der  Haupt-

versammlung teilnehmen, wenn das betreffende Mitglied  des  Aufsichtsrats  an der  phy-

sischen Teilnahme  am  Ort  der  Hauptversammlung dienstlich bedingt verhindert ist, das 

Aufsichtsratsmitglied seinen Wohnsitz im Ausland hat, eine Anwesenheit  am  Ort  der 

Hauptversammlung mit einer unangemessen langen Reisedauer verbunden wäre oder 

die  Hauptversammlung als virtuelle Hauptversammlung abgehalten wird. 

§  16 

Stimmrecht 

(1) Jede nennbetragslose Stückaktie gewährt  in der  Hauptversammlung eine Stimme. Das 

Stimmrecht kann durch Bevollmächtigte ausgeübt werden. 

(2) Die  Gesellschaft wird für  die  Bestellung eines Vertreters für  die  weisungsgebundene 

Ausübung  des  Stimmrechts  der  Aktionäre sorgen. 

(5) 
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§  17 

Vorsitz  in der  Hauptversammlung (Versammlungsleiter) 

(1) Der  Vorsitzende  des  Aufsichtsrats führt  den  Vorsitz  in der  Hauptversammlung oder  der 

Stellvertreter. Übernimmt kein Aufsichtsratsmitglied  den  Vorsitz, so wird  der  Versamm-

lungsleiter unter Leitung einer vom Aufsichtsrat bestimmten Person durch  die  Hauptver-

sammlung gewählt. 

(2) Der  Versammlungsleiter leitet  die  Hauptversammlung und bestimmt  die  Form und wei-

tere Einzelheiten  der  Abstimmung.  Der  Versammlungsleiter kann das Frage- und Rede-

recht  der  Aktionäre, im Falle einer virtuellen Hauptversammlung auch Nachfragen und 

neue Fragen  der  Aktionäre, zeitlich angemessen beschränken.  Er  ist insbesondere be-

rechtigt, zu Beginn  der  Hauptversammlung oder während ihres Verlaufs einen zeitlichen 

Rahmen für  den  ganzen Hauptversammlungsverlauf, für einen einzelnen Tagesord-

nungspunkt oder für einen einzelnen Redner zu setzen.  Die  zeitlichen Beschränkungen 

müssen angemessen sein. 

(3) Er  kann eine  von der  Ankündigung  der  Tagesordnung abweichende Reihenfolge  der 

Verhandlungsgegenstände bestimmen. 

§  18 

Beschlussfassung 

Beschlüsse  der  Hauptversammlung werden - soweit gesetzlich nicht zwingend anders geregelt 

- mit einfacher Mehrheit  der  abgegebenen Stimmen gefasst und - soweit eine Kapitalmehrheit 

erforderlich ist - mit einfacher Kapitalmehrheit. 

VI. 

Jahresabschluss und Gewinnverwendung 

§  19 

Jahresabschluss 

(1) Der  Vorstand hat  in den  ersten drei Monaten  des  Geschäftsjahres  den  Jahresabschluss 

und  den  Lagebericht sowie, soweit gesetzlich erforderlich, innerhalb  der  ersten vier Mo-

nate  des  Geschäftsjahres  den  Konzernabschluss und  den  Konzernlagebericht für das 
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vergangene Geschäftsjahr aufzustellen und nach ihrer Aufstellung dem Aufsichtsrat vor-

zulegen. Zugleich hat  der  Vorstand dem Aufsichtsrat  den  Vorschlag vorzulegen,  den  er 

der  Hauptversammlung für  die  Verwendung  des  Bilanzgewinns machen will. 

(2) Der  Aufsichtsrat erteilt dem Abschlussprüfer  den  Prüfungsauftrag für  den  Jahresab-

schluss sowie, soweit gesetzlich erforderlich, für  den  Konzernabschluss.  Der  Abschluss-

prüfer hat seinen Bericht zu unterzeichnen und  den  Bericht dem Aufsichtsrat vorzulegen. 

Dem Vorstand ist vor Zuleitung  des  Berichts  an den  Aufsichtsrat Gelegenheit zur Stel-

lungnahme zu geben. 

(3) Der  Aufsichtsrat hat  den  Jahresabschluss und  den  Lagebericht - sowie, soweit gesetz-

lich erforderlich,  den  Konzernabschluss und  den  Konzernlagebericht - und  den  Vor-

schlag für  die  Verwendung  des  Bilanzgewinns zu prüfen und über das Ergebnis  der  Prü-

fung schriftlich  an die  Hauptversammlung zu berichten.  Der  Aufsichtsrat hat seinen Be-

richt innerhalb eines Monats, nachdem ihm  die  Vorlagen zugegangen sind, dem Vor-

stand zuzuleiten. 

(4) Spätestens innerhalb  der  ersten acht Monate  des  neuen Geschäftsjahres sind Jahres-

abschluss und Lagebericht und, soweit gesetzlich erforderlich, Konzernabschluss und 

Konzernlagebericht nebst zusätzlichen Erläuterungen, sowie  der  Bericht  des  Aufsichts-

rats und  der  Vorschlag für  die  Verwendung  des  Bilanzgewinns  der  Hauptversammlung 

vorzulegen. 

§  20 

Verwendung  des  Bilanzgewinns 

(1) Der  sich aus  der  Jahresbilanz ergebende Bilanzgewinn wird  an die  Aktionäre ausge-

schüttet, soweit  die  Hauptversammlung keine andere Verwendung beschließt. 

(2) Die  Hauptversammlung kann neben oder anstelle einer Barausschüttung auch eine 

Sachausschüttung beschließen. 



NOTARE 
BERGSTRASSE 

Hiermit bescheinige ich,  der  hamburgische Notar 

Dr.  Johannes Beil, 

gemäß §  181  Aktiengesetz, dass  die  vorstehende Satzung  der  im Handelsregister 

des  Amtsgerichts Hamburg unter HRB  106718  eingetragenen Aktiengesellschaft  in 

Firma 

TAG  Immobilien  AG 

mit dem Sitz  in  Hamburg 

a) mit dem Beschluss  der  Hauptversammlung vom  16. Mai 2023,  Nr.  1528/2023  JB 

meines Urkundenverzeichnisses, über  die  Änderung  der  Satzung, übereinstimmt 

und 

b) die  unveränderten Bestimmungen mit dem zuletzt zum Handelsregister ein-

gereichten vollständigen Wortlaut  der  Satzung übereinstimmen. 

Hamburg, den 16. Mai 2023 

- Notar - 
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